
Abgrenzung von öffentlichem Recht und Privatrecht

Die Theorien zur Unterscheidung sind allesamt problematisch und
liefern zum Teil widersprüchliche Ergebnisse. Die Verwendung dieser
Theorien ist aber gleichwohl nützlich; sie bieten Gesichtspunkte zur
Problemlösung. Es haben sich insbesondere drei Theorien als hilfreich
erwiesen.

2. Subjektions- oder Mehrwerttheorie

Die Subjektions- oder Mehrwerttheorie stellt auf eine Über- bzw.
Unterordnung ab. Ist der Staat in einem Verhältnis rechtlicher Über-
und Unterordnung beteiligt, so ist die Angelegenheit dem öffentlichen
Recht zuzuweisen!®, Ist der Staat als gleichgeordneter Partner beteiligt,
so ist dieses Rechtsverhältnis dem Privatrecht zuzuweisen!’, denn m
Privatrecht begegnen sich “Personen mit gleicher (‘gleichwertiger”)
Rechtsmacht”'®. Diese Theorie birgt eine Reihe von Problemen in sich,
denn es gibt auch im Privatrecht Verhältnisse von Über- und Unterord-
nung, so etwa im Kindesrecht oder im Arbeitsvertragsrecht. Umgekehrt
gibt es auch im öffentlichen Recht Verhältnisse der Gleichordnung, so
etwa zwischen Körperschaften des öffentlichen Rechts oder im Falle
von verwaltungsrechtlichen Verträgen zwischen einzelnen und dem Ge-
meinwesen!®, Schliesslich setzt die Mehrwerttheorie das voraus, was sie
eigentlich beweisen müsste. Denn das Verhältnis der Über- und Unter-
ordnung ist ja erst die Folge des öffentlichen Rechts?
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